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(Nr. 13339.) Geſetz über die Dienſtbezüge der Lehrperſonen an den Berufsſchulen (Gewerbe⸗ und 
Handelslehrer⸗Beſoldungsgeſetz — GBG. —). Vom 16. April 1928. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


I. Dienſtbezüge. 
A. Planmäßig angeſtellte Lehrperſonen. 
1. Allgemeine Vorſchriften. 
SR 

(1) Die hauptamtlichen, an den Berufsſchulen planmäßig angeftellten Lehrperſonen erhalten 
ein Grundgehalt und einen Wohnungsgeldzuſchuß. Daneben erhalten fie, ſoweit es in dieſem Geſetze 
beſtimmt oder zugelaſſen iſt, Zulagen, Beſoldungszuſchüſſe, Kinderbeihilfen und Sondervergütungen. 

(2) Als Dienſteinkommen im Sinne dieſes Geſetzes gelten die geſamten auf Grund dieſes 
Geſetzes gewährten Dienſtbezüge mit Ausnahme der Kinderbeihilfen. 

(3) Unter dieſes Geſetz fallen nur Lehrperſonen, deren Zeit durch die ihnen übertragenen 
Geſchäfte voll in Anſpruch genommen wird. Ob Lehrperſonen voll beſchäftigt ſind oder nicht, ent⸗ 
ſcheidet die Schulaufſichtsbehörde. 

2. Grundgehalt. 
82. 

(1) Das Grundgehalt wird den hauptamtlichen, planmäßig angeſtellten Kehrperſonen nach 

folgenden Sätzen gewährt‘ 


Beſoldungsgruppe 1 
4400 — 4 900 — 5 400 — 5 800 — 6 200 — 6600 — 7.000 — 7400 — 7 800 = 8 100 Be 
8400 AM jährlich 
1. den Leitern und Leiterinnen der beruflich ausgebauten Schulen, die vom Miniſter für 
Handel und Gewerbe nach den mit dem Finanzminiſter zu 1 Grundſätzen 
ausdrücklich als ſolche anerkannt ſind, 
2. den Leitern und Leiterinnen der nicht als beruflich ausgebaut anerkannten Berufsſchulen, 
die von Landkreiſen unterhalten werden (Kreisberufsſchulen), wenn dieſe zuſammen von 
mehr als zweitauſend Schülern beſucht werden. 


Beſoldungsgruppe 2 
3 600 — 4.000 — 4400 — 4800 — 5200 — 5 600 — 6000 — 6800 — 6 600 — el — 
7 200 RM jährlich 
15 Ben Leitern und Leiterinnen 
a) von Schulen mit mindeſtens vier hauptamtlichen, planmäßig angeſtellten Lehr⸗ 
perſonen mit der Anſtellungsfähigkeit als Gewerbe- oder Handelslehrer oder ⸗lehrerin, 
ſoweit ſie nicht nach den Sätzen der Beſoldungsgruppe 1 beſoldet werden, 
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b) von nicht als beruflich ausgebaut anerkannten Berufsſchulen, die von Landkreiſen 
unterhalten werden (Kreisberufsſchulen), wenn dieſe zuſammen von weniger als 
zweitauſend Schülern beſucht werden, 


2. den Stellvertretern und Stellvertreterinnen der Leiter und Leiterinnen; an Schulen mit 


mindeſtens vier hauptamtlichen, planmäßigen Lehrperſonen mit der Anſtellungsfähigkeit 
als Gewerbe⸗ oder Handelslehrer oder lehrerin und mit mindeſtens fünfzehn Klaſſen iſt 
neben der Stelle des Leiters oder der Leiterin eine und mit mindeſtens acht ſolcher Lehr⸗ 
perſonen und dreißig Klaſſen eine zweite Stelle für einen Stellvertreter oder eine Gtell- 
vertreterin zu ſchaffen, 


3. den Fachvorſtehern und Fachvorſteherinnen der beruflich ausgebauten Schulen; wenn an 


dieſen Schulen mindeſtens je fünfzehn Klaſſen einer oder mehrerer Fachrichtungen beſtehen, 
ſo iſt für jede dieſer Fachrichtungen eine Stelle für einen Fachvorſteher oder eine Fach⸗ 
vorſteherin zu ſchaffen. 

Beſoldungsgruppe 3 


3 600 — 3850 — 4100 — 4350 — 4600 — 4 800 — 5 000 — 5 200 — 5 400 — 5 600 — 


5 800 RM jährlich 


1. den Leitern und Leiterinnen von Schulen mit weniger als vier hauptamtlichen, planmäßig 


angeſtellten Lehrperſonen mit der Anſtellungsfähigkeit als Gewerbe- oder Handelslehrer 
oder lehrerin, denen außerdem von der dritten Dienſtaltersſtufe an eine ruhegehaltsfähige 
Stellenzulage in folgender Höhe zu gewähren iſt: 

a) an einer Schule von mindeſtens dreihundert Schülern und einer weiteren haupt⸗ 
amtlichen, planmäßig angeſtellten Lehrperſon mit der Anſtellungsfähigkeit als 
Gewerbe- oder Handelslehrer oder lehrerin 400 RM; 

b) an einer Schule von mindeſtens fünfhundert Schülern und zwei weiteren haupt⸗ 
amtlichen, planmäßig angeſtellten Lehrperſonen mit der Anſtellungsfähigkeit als 
Gewerbe- oder Handelslehrer oder -lehrerin 600 RM. 

Die Schulträger können mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde dieſen Leitern und 
Leiterinnen unter Fortfall der ruhegehaltsfähigen Zulage ein Grundgehalt nach den 
Sätzen der Beſoldungsgruppe 2 gewähren, wenn an der betreffenden Schule außer dem 
Leiter oder der Leiterin mindeſtens eine zweite hauptamtliche, planmäßig angeſtellte 
Lehrperſon mit der Anſtellungsfähigkeit als Gewerbe- oder Handelslehrer oder -lehrerin 
vorhanden iſt und die Schule wenigſtens zwei Abteilungen für verſchiedene Berufsgruppen 
umfaßt, 


„den alleinſtehenden Lehrern und Lehrerinnen, denen außerdem von der dritten Dienft- 


altersſtufe an eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage von 200 RM zu gewähren tft, ſofern 
an der Schule noch nebenamtliche Lehrperſonen tätig ſind. Dieſe Stellenzulage fällt weg, 
wenn der alleinſtehende Lehrer oder die alleinſtehende Lehrerin in eine andere Stelle bes 


rufen oder verſetzt wird, mit der eine Stellenzulage nicht verbunden iſt. Die Verſetzung 


gilt in dieſem Falle gleichwohl als Verſetzung in ein Amt von nicht geringerem plan⸗ 


mäßigen Dienſteinkommen im Sinne des § 87 Nr. 1 des Geſetzes, betreffend die Dienſt⸗ 


vergehen der nichtrichterlichen Beamten, vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. S. 465), 


den Lehrperſonen mit der Anſtellungsfähigkeit als Gewerbe- oder Handelslehrer oder 


lehrerin, 


den Turnlehrern und Turnlehrerinnen, die die für die Anſtellung an den höheren Lehr⸗ 


anſtalten vorgeſchriebene Prüfung abgelegt haben. 


Beſoldungsgruppe 4 


2 800 — 3 050 — 3 300 — 3550 — 3 800 — 4000 — 4200 — 4400 — 4 600 — 4 800 — 


5 000 RM jährlich 


den techniſchen Lehrern und Lehrerinnen. Volksſchullehrer mit einer Zuſatzausbildung als 


Lehrer für Schreibfächer und Bürotechnik erhalten eine ruhegehaltsfähige Zulage von 
300 RM. 


ra 
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O) Die Schulaufſichtsbehörde entſcheidet endgültig darüber, 

a) ob ein Leiter oder eine Leiterin Leiter oder Leiterin einer nicht als beruflich ausgebaut an⸗ 
erkannten Berufsſchule iſt, die von einem Landkreiſe unterhalten (Kreisberufsſchule) und 
von mehr als zweitauſend Schülern beſucht wird, 

b) ob eine Lehrperſon Leiter oder Leiterin einer Schule mit mindeſtens vier hauptamtlichen, 
planmäßig angeſtellten Lehrperſonen mit der Anſtellungsfähigkeit als Gewerbe- oder 
Handelslehrer oder ⸗lehrerin iſt, 

e) ob die Bedingungen für die Schaffung von Stellen für Stellvertreter oder Stell⸗ 
vertreterinnen des Leiters oder der Leiterin einer Berufsſchule oder für Fachvorſteher 
oder Fachvorſteherinnen und für die Gewährung einer ruhegehaltsfähigen Stellenzulage 
erfüllt ſind. 

() Das Grundgehalt ſteigt nach Dienſtaltersſtufen von zwei zu zwei Jahren bis zur Er⸗ 
reichung des Endgrundgehalts. Die Dienſtalterszulagen werden vom Erſten des Kalendermonats 
an gezahlt, in den der Eintritt in die neue Dienſtaltersſtufe fällt. 

(4) Die hauptamtlichen, planmäßig angeſtellten Stellvertreterinnen von Leitern oder 
Leiterinnen, Fachvorſteherinnen und Lehrerinnen erhalten, ſolange nicht allgemein für Lehrer und 
Lehrerinnen das gleiche Arbeitsmaß feſtgeſetzt iſt, die Grundgehaltsſätze um zehn vom Hundert 
gekürzt. 

(6) Auf das Aufrücken im Grundgehalt haben die hauptamtlichen, planmäßig angeſtellten 
Lehrperſonen einen Rechtsanſpruch. Der Anſpruch ruht, ſolange ein förmliches Diſziplinar⸗ 
verfahren oder wegen eines Verbrechens oder Vergehens ein Hauptverfahren oder eine Vor⸗ 
unterſuchung ſchwebt. Führt ein ſtrafgerichtliches Verfahren zur Verurteilung wegen eines Ver⸗ 
brechens oder Vergehens und wird binnen eines Monats nach Abſchluß des ſtrafgerichtlichen Ver⸗ 
fahrens wegen der nämlichen Tatſachen ein förmliches Diſziplinarverfahren eingeleitet, jo ruht der 
Anſpruch auch während der Zwiſchenzeit. Führt das Verfahren zum Verluſte des Amtes, ſo 


erliſcht der Anſpruch auch für die Zeit des Ruhens. 


3. Beſoldungsdienſtalter. 


§ 3. 

(1) Das Beſoldungsdienſtalter der hauptamtlichen, planmäßig angeſtellten Lehrperſonen be⸗ 
ginnt, ſoweit in dieſem Geſetz oder in der Ausführungsanweiſung dazu nichts Abweichendes 
beſtimmt oder zugelaſſen iſt, mit dem Erſten des Monats, in dem die Lehrperſon im Berufs⸗ 
ſchuldienſt erſtmalig hauptamtlich planmäßig angeſtellt wird, jedoch nicht vor der Vollendung des 
ſechsundzwanzigſten Lebensjahrs. Von dieſem Zeitpunkt an ſind die Zeitabſchnitte für das Ver⸗ 
bleiben im Anfangsgrundgehalt und für das Aufſteigen in die höheren Grundgehaltsſtufen zu 
rechnen. Als Zeitpunkt der hauptamtlichen, planmäßigen Anſtellung gilt der Tag, von dem an der 
Lehrperſon eine planmäßige Stelle mit dem damit verbundenen Dienſteinkommen dauernd ver— 
liehen worden iſt. N i i 

(2) Bei Gewährung einer ruhegehaltsfähigen Stellenzulage (§ 2) oder eines Beſoldungs⸗ 
zuſchuſſes (§ 5) wird das Beſoldungsdienſtalter nicht geändert. 

(3) Soweit in dieſem Geſetze nichts Abweichendes beſtimmt oder zugelaſſen iſt, wird das 
Beſoldungsdienſtalter nach den für die unmittelbaren Staatsbeamten jeweils geltenden 


Beſtimmungen feſtgeſetzt. § 4 des Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes gilt entſprechend. 


(4) Neugeſchaffene Stellen können, auch wenn die Beſetzung ſpäter ausgeſprochen wird, 
bereits mit Wirkung vom Tage der Errichtung der Stelle und der Bereitſtellung der erforderlichen 
Mittel, früheſtens jedoch vom Beginne des laufenden Rechnungsjahrs an, verliehen werden, ſofern 
die Lehrperſon die Stelle bereits von dieſem Zeitpunkt an verſehen hat. 5 

(5) Bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters iſt von der Zeit, die eine Lehrperſon im 
Berufsſchuldienſte von dem Eintritt in dieſen bis zur hauptamtlichen, planmäßigen Anſtellung 
ſelbſtändig in voller Beſchäftigung verbracht hat, die über die Vollendung des ſechsundzwanzigſten 
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Lebensjahrs hinausgehende Dienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter anzurechnen, ſoweir die 
hauptamtliche, planmäßige Anſtellung durch den Mangel an offenen Stellen oder durch ſonſtige 
von dem Zutun der Lehrperſon unabhängige Gründe verzögert worden iſt. 


(6) Beim Überritt einer Lehrperſon in eine höhere Beſoldungsgruppe it das Beſoldungs⸗ 
dienſtalter, ſoweit in dieſem Geſetz oder in der Ausführungsanweiſung dazu nichts Abweichendes 
beſtimmt oder zugelaſſen iſt, in der Weiſe feſtzuſetzen, daß ſie erhält: 


1. wenn der Lehrperſon eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage (§ 2) oder ein Beſoldungs⸗ 
zuſchuß (§S 5) nicht gewährt wird, 

a) beim Übertritt aus der Beſoldungsgruppe 3 in die Beſoldungsgruppe 2 in den 
erſten vier Dienſtaltersſtufen einen um mindeſtens 300 RM höheren Grund⸗ 
gehaltsſatz und von der fünften Dienſtaltersſtufe an einen ſolchen von mindeſtens 
600 RM, 

p) beim Übertritt aus der Beſoldungsgruppe 4 und aus der Beſoldungsgruppe 2 in die 
Beſoldungsgruppe 1 ſtets den gegenüber ihrem bisherigen Grundgehaltsſatze nächſt⸗ 
höheren Satz, 

e) beim Übertritt aus der Beſoldungsgruppe 3 in die Beſoldungsgruppe 1 ein 
Beſoldungsdienſtalter, wie wenn ihr zunächſt eine Stelle in der Beſoldungsgruppe 2 
verliehen worden wäre; 


2. wenn der Lehrperſon eine ruhegehaltsfähige Stellenzulage ($ 2) oder ein Beſoldungs⸗ 
zuſchuß (§ 5) oder beides gewährt wird: 

a) den gegenüber dieſen Dienſtbezügen nächſthöheren Grundgehaltsſatz oder den nächſt⸗ 
höheren Satz, der ſich aus dem Grundgehaltsſatze zuzüglich eines Beſoldungs⸗ 
zuſchuſſes ergibt, 

b) beim Übertritt aus der Beſoldungsgruppe 3 in die Beſoldungsgruppe 1 jedoch ein 
Beſoldungsdienſtalter, wie wenn ihr zunächſt eine Stelle in der Beſoldungsgruppe 2 
verliehen worden wäre. 


Den nächſthöheren Grundgehaltsſatz behält die Lehrperſon zwei Jahre lang. Wäre ſie jedoch in 
der früheren Beſoldungsgruppe bereits vor Ablauf dieſer Zeit in die nächſthöhere Stufe auf⸗ 
geſtiegen und damit zu einem Grundgehaltsſatze gelangt, der über den ihr in der neuen Beſoldungs⸗ 
gruppe gewährten hinausgeht oder ihm gleichkommt, ſo ſteigt ſie auch in der neuen Beſoldungs⸗ 
gruppe zu derſelben Zeit in die folgende Stufe. Hierbei ſind die ruhegehaltsfähigen und unwider⸗ 
ruflichen Stellenzulagen (§S 2) und Beſoldungszuſchüſſe (§ 5), die die Lehrperſon in der bisherigen 
Beſoldungsgruppe bezogen hat oder in der neuen Beſoldungsgruppe beziehen wird, dem Grund⸗ 
gehaltsſatze hinzuzurechnen. 


8 4. 


(1) Tritt eine Lehrperſon unmittelbar aus dem Volksſchuldienſt oder dem mittleren Schul: 
dienſt oder aus einer Oberſchullehrerſtelle an einer anerkannten höheren Lehranſtalt in den Berufs⸗ 
ſchuldienſt über, ſo wird das Beſoldungsdienſtalter nicht geändert. Beim unmittelbaren Übertritt 
aus dem Dienſte des Reichs, eines der Länder, einer Gemeinde, einer Körperſchaft des öffentlichen 
Rechtes oder aus einem anderen öffentlichen Schuldienſt in den Dienſt an einer Berufsſchule wird 
die in planmäßigen Stellen nach Vollendung des ſechsundzwanzigſten Lebensjahrs zurückgelegte 
Dienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet. Unmittelbarer Übertritt liegt auch dann 
vor, wenn die Zeit zwiſchen dem Austritt aus dem früheren Amt und dem Eintritt in den Dienſt 
an einer Berufsſchule nachweislich ungekürzt dem Erwerbe der Anwartſchaft auf Anſtellung als 
Gewerbe- oder Handelslehrer oder -lehrerin gewidmet war. 


(2) Wieweit die Beſchäftigung an deutſchen Auslandsſchulen oder an anderen Schulen oder die 
Zeit früherer praktiſcher Tätigkeit auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet werden kann, wird 
von dem Miniſter für Handel und Gewerbe beſtimmt. Eine Verbeſſerung des Beſoldungs⸗ 
dienſtalters um mehr als die Hälfte der Geſamtaufrückungszeit in der Beſoldungsgruppe iſt nur 
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in Ausnahmefällen mit Zuſtimmung des Finanzminiſters zuläſſig. Die auf das Beſoldungs⸗ 
dienſtalter angerechnete Zeit kann auf die Ruhegehaltszeit angerechnet werden. 

(8) Falls eine Lehrerin infolge ihrer Verheiratung aus dem Schuldienſt ausgeſchieden iſt, 
können ihr beim ſpäteren Wiedereintritt in den Schuldienſt aus beſonderen Gründen die früheren 
Dienſtjahre angerechnet werden. Eine Anrechnung der Dienſtzeit, für die eine Abfindungsſumme 
gezahlt worden iſt, findet jedoch nicht ſtatt. 


4. Beſoldungszuſchüſſe. 


8 5. 

() Die Schulträger können mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde für Schulftellen, 
für deren Inhaber oder Inhaberinnen beſondere Anforderungen vorgeſchrieben ſind, nach näherer 
Beſtimmung der Ausführungsanweiſung zu dieſem Geſetze ruhegehaltsfähige Beſoldungszuſchüſſe 
bewilligen. Die Schulaufſichtsbehörde kann für dieſe Zuſchüſſe Höchſtbeträge feſtſetzen. 

(2) Dieſe Zuſchüſſe gelten nicht als Grundgehalt. 


5. Wohnungsgeldzuſchuß. 


S 6. 

(1) Die Höhe des Wohnungsgeldzuſchuſſes der hauptamtlichen, planmäßig angeſtellten Lehr⸗ 
perſonen bemißt ſich nach den Vorſchriften des Geſetzes über die Dienſtbezüge der unmittelbaren 
Staatsbeamten (Preußiſches Beſoldungsgeſetz), und zwar: 

a) in der Beſoldungsgruppe 1 in der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe nach Tarifklaſſe IV, 

von der vierten Dienſtaltersſtufe an nach Tarifklaſſe III, wenn ſie einen Beſoldungszuſchuß 
(§ 5) von jährlich mindeſtens 600 RM beziehen, in allen Dienſtaltersſtufen nach Tarif⸗ 
klaſſe III; 

b) in der Beſoldungsgruppe 2 in der erſten bis fünften Dienſtaltersſtufe nach Tarifklaſſe IV, 
von der ſechſten Dienſtaltersſtufe an nach Tarifklaſſe III; 

e) in der Beſoldungsgruppe 3 nach Tarifklaſſe IV, wenn fie einen Beſoldungszuſchuß (§ 5) 
von jährlich mehr als 800 RM beziehen, in den vier oberſten „ nach 
Tarifklaſſe III; 

d) in der Beſoldungsgruppe 4 in der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe nach Tarifklaſſe V, 
von der vierten Dienſtaltersſtufe an nach Tarifklaſſe IV. 

(2) Die Vorſchriften in den SS 6 bis 10 des Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes ſowie in den 
ss 11 bis 13 und $ 14 Abſ. 1, 2, 4 und 5 Satz 1 und 2 des Volksſchullehrerbeſoldungsgeſetzes 
finden ſinngemäß Anwendung mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Unterrichtsminiſters der 
Miniſter für Handel und Gewerbe tritt. 

(3) Bei Zuweiſung einer Dienſtwohnung iſt ein Verzicht auf die im § 10 des Preußischen 
Beſoldungsgeſetzes vorgeſchriebene Anrechnung ſeitens des Wohnungsſtellers unzuläſſig. 


6. Kinderbeihilfen. 


8 7. 
§ 11 des Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes gilt entſprechend. 


7. Sondervergütungen. 
§ 8. 


(1) Beſondere in dieſem Geſetze nicht vorgeſehene Zulagen oder Vergütungen dürfen auch 
dann nicht gewährt werden, wenn damit Leiſtungen im Schulamt abgegolten werden ſollen, die 
über das feſtgeſetzte oder übliche Arbeitsmaß hinausgehen. 

(2) Außerordentliche Bewilligungen an einzelne Lehrperſonen find nur aus Beten 
Gründen zuläſſig. 
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gr! B. Nichtplanmäßige, vollbeſchäftigte Lehrperſonen. 
i nt 89. 
8 1 () Nichtplanmäßige, vollbeſchäftigte Lehrperſonen erhalten eine Grundvergütung nach 
15 folgenden Sätzen: 
in Beſoldungsgruppe 3 
während des erſten und zweiten Anwärterdienſtjahrs. 3000 RM, 
während des dritten und vierten Anwärterdienſtjahtrs. 3200 RM, 
vom fünften Anwärterdienſtjahr aiunꝶu RRR 3400 RM, 
in Beſoldungsgruppe 4 
während des erſten und zweiten Anwärterdienſtjahr ss 2350 RM, 
während des dritten und vierten Anwärterdienſtjahr s 2500 RM, 
vom fünften Anwärterdienſtjahr aun 2650 RM. 


Daneben erhalten ſie den Wohnungsgeldzuſchuß, den ſie in der erſten Dienſtaltersſtufe der 
Beſoldungsgruppe beziehen würden, in der ſie beim regelmäßigen Verlauf ihrer Dienſtlaufbahn 
zuerſt planmäßig angeſtellt werden. Lehrperſonen, die in eine Stelle der Beſoldungsgruppen 
1 und 2 berufen find, erhalten die vollen Bezüge der Stelle. § 1 Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 3, § 2 
Abſ. 3 und 4, 8 3 Abſ. 2 dieſes Geſetzes gelten ſinngemäß. 

E) Das Aufrücken in der Grundvergütung kann verſagt werden, wenn das dienſtliche oder 
außerdienſtliche Verhalten der Lehrperſonen in erheblichem Maße zu beanſtanden iſt. Vor der 
Verfügung iſt der Lehrperſon Gelegenheit zu geben, ſich über die Gründe der beabſichtigten Maß⸗ 
regel zu äußern. Wird das Aufrücken verſagt, ſo ſind ihr die Gründe ſchriftlich mitzuteilen. Gegen 
die Verfügung ſteht der Lehrperſon die Beſchwerde an den Miniſter für Handel und Gewerbe zu, 
ſofern die Verfügung nicht von dieſem ſelbſt erlaſſen iſt. Nach Behebung der Beanſtandungen iſt 
der vorläufig verſagte Grundvergütungsſatz zu gewähren, und zwar vom Erſten des Monats ab, 
in dem die Gewährung ausgeſprochen wird. Nur aus beſonderen Gründen iſt ſie von einem 
früheren Zeitpunkt an zuläſſig. Sie bedarf dann der Genehmigung des Miniſters für Handel 
und Gewerbe. Die einſtweilige Verſagung der Aufrückung hat für ſich allein nicht die Wirkung, 
daß dadurch der Zeitpunkt für das Aufſteigen in die nächſthöhere Vergütungsſtufe hinaus⸗ 
geſchoben wird. 5 

(3) Das Anwärterdienſtalter der nichtplanmäßigen, vollbeſchäftigten Lehrperſonen beginnt 
mit dem Tage, an dem die Lehrperſon nach erlangter Anſtellungsfähigkeit im Berufsſchuldienſte 
ſelbſtändig vollbeſchäftigt worden iſt, ſoweit in dieſem Geſetz oder in den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen dazu nichts Abweichendes beſtimmt oder zugelaſſen iſt. Von dieſem Zeitpunkt an 
ſind die Zeitabſchnitte für das Verbleiben in den Grundvergütungsſätzen zu rechnen. Die Dienſtzeit 
als nichtplanmäßige, vollbeſchäftigte Lehrperſon ſoll fünf Jahre nicht überſteigen. Iſt die Lehrperſon 
bis zur Vollendung des fünften Dienſtjahrs noch nicht planmäßig angeſtellt, ſo erhält ſie vom 
Beginne des ſechſten an eine Grundvergütung in Höhe des Anfangsgehalts der Beſoldungsgruppe, 
in der ſie beim regelmäßigen Verlauf ihrer Dienſtlaufbahn zuerſt planmäßig angeſtellt wird. 

( Im übrigen finden für die Feſtſetzung des Anwärterdienſtalters die für die unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten jeweils geltenden Beſtimmungen ſinngemäß Anwendung. 

(5) In beſonderen Fällen iſt eine Abweichung von den Vorſchriften der Abſ. 1 bis 4 mit 
Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde zuläſſig. 

C. Sonſtige Vorſchriften. 
1. Ruhegehalt und Hinterbliebenen verſorgung. 
8 10. 
Ruhegehalt und Hinterbliebenenverſorgung wird nach den für die Volksſchullehrer 
geltenden Vorſchriften gewährt. Bei der Berechnung der ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit wird auch 
die Zeit angerechnet, während der eine Lehrperſon im Dienſt einer Gemeinde, eines Gemeinde⸗ 


verbands, einer Induſtrie- und Handelskammer, einer Handwerkskammer, einer Innung oder 
eines Innungsverbands tätig war. 
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2. Gnadenbezüge. 
§ 11. 

(1) Hinſichtlich der Gewährung von Gnadenbezügen an die Hinterbliebenen einer an einer 
Berufsſchule hauptamtlichen, planmäßig angeſtellten Lehrperſon finden die für die unmittelbaren 
Staatsbeamten beſtehenden Beſtimmungen entſprechende Anwendung. Auch den ehelichen Nach⸗ 
kommen einer weiblichen Lehrperſon ſteht der Anſpruch auf Gnadenbezüge zu. 

(2) An wen die Gnadenbezüge zu leiſten ſind, beſtimmt die Schulaufſichtsbehörde. 


§ 12. 

(1) Im Genuſſe der Dienſtwohnung iſt die hinterbliebene Familie, die mit dem Ver⸗ 
ſtorbenen die Wohnung geteilt hat, nach Ablauf des Sterbemonats noch drei Monate zu belaſſen. 
Hinterbleibt eine ſolche Familie nicht, ſo iſt denen, auf die der Nachlaß übergeht, eine vom Todestag 
an zu rechnende dreißigtägige Friſt zur Räumung der Dienſtwohnung zu gewähren. 

(2) In jedem Falle muß auf Erfordern der Schulaufſichtsbehörde dem, der mit der Ver⸗ 
waltung der Stelle beauftragt iſt, ohne Anſpruch auf Entſchädigung in der Dienſtwohnung ein 
Unterkommen gewährt werden. 


3. Zahlungsweiſe des Dienſteinkommens. 
§ 13. 

(1) Die Lehrperſonen erhalten ihre Dienſtbezüge, ſoweit fie ihnen in feſten Barbezügen zus 
ſtehen, monatlich im voraus. Der Finanzminiſter kann beſtimmen, daß die Dienſtbezüge der 
hauptamtlichen, planmäßig angeſtellten Lehrperſonen bei Überweiſung auf ein Konto viertel⸗ 
jährlich im voraus gezahlt werden dürfen. 5 

(2) Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, Vorſchriften über die Abrundung der auszuzahlenden 
Beträge zu erlaſſen. 

4. Rechtsweg. 
§ 14. 

Die Klage wegen der Gehalts- und ſonſtiger vermögensrechtlicher Anſprüche der Lehrperſonen 
iſt gegen den Schulträger zu richten. Der Erhebung der Klage muß eine Entſcheidung der Schul⸗ 
aufſichtsbehörde über die ſtreitigen Anſprüche vorhergehen. 


II. Aufbringung der Koſten. 


A. Pflichten der Schulträger. 
§ 15. 

() Die Schulunterhaltungskoſten ſind vom Schulträger aufzubringen. 

(2) Die Gemeinden (Gemeindeverbände) find verpflichtet, an die Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechtes, die eine Berufsſchule oder eine von der Schulaufſichtsbehörde als ſolche anerkannte 
Schule unterhalten, für jeden Pflichtſchüler dieſer Schulen die Hälfte des Betrags abzuführen, der 
nach den im Haushaltsplane veranſchlagten Ausgaben auf den einzelnen Pflichtſchüler der Berufs⸗ 
ſchule der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) entfällt. 


B. Schulbeiträge. 
8716. 

(1) Zur Deckung der Schulunterhaltungskoſten können die Gemeinden (Gemeindeverbände) 
Schulbeiträge erheben. Der Geſamtbetrag der Schulbeiträge darf die Hälfte der voranſchlags⸗ 
mäßigen, durch Zuſchüſſe aus öffentlichen Mitteln und ſonſtige Einnahmen der Berufsſchulen nicht 
gedeckten laufenden Unterhaltungskoſten ſämtlicher Berufsſchulen der Gemeinde (des Gemeinde⸗ 
verbandes) nicht überfteigen. 
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(2) Im Falle der Erhebung von Schulbeiträgen ſind zu ihrer Leiſtung verpflichtet: 
a) die Gewerbetreibenden für ihre Betriebsſtätten im Bezirke; 


b) die nichtgewerbetreibenden Arbeitgeber des Bezirkes, ſoweit die Jugendlichen der einzelnen 
bei ihnen beſchäftigten Arbeiter⸗ und Angeſtelltengruppen berufsſchulpflichtig ſind. 


(3) Die Gemeinden (Gemeindeverbände) können durch Beſchluß die Gewerbetreibenden 
(Abſ. 2 a) von der Leiſtung von Schulbeiträgen frei laſſen, wenn und ſoweit fie Arbeiter- und 
Angeſtelltengruppen beſchäftigen, deren Jugendliche nicht berufsſchulpflichtig ſind. Der Beſchluß 
bedarf der Zuſtimmung der Schulaufſichtsbehörde. 

(4) Die Schulbeiträge werden erhoben: 

a) von den Gewerbetreibenden (Abſ. 2 a) in der Form von Zuſchlägen zu den Grund⸗ 

beträgen der Gewerbeſteuer und 

b) von den nichtgewerbetreibenden Arbeitgebern (Abſ. 2 b) nach der Zahl der von ihnen 

beſchäftigten Arbeiter und Angeſtellten. 


(5) Die Höhe der Zuſchläge zu den Grundbeträgen der Gewerbeſteuer und der von den nicht⸗ 
gewerbetreibenden Arbeitgebern (Abſ. 2 b) zu entrichtenden Schulbeiträge wird durch Beſchluß der 
Gemeinde (des Gemeindeverbandes) beſtimmt. Die Schulbeiträge können mit Zuſtimmung der 
Schulaufſichtsbehörde für alle Angehörigen eines oder mehrerer Gewerbezweige niedriger als für 
die übrigen Gewerbetreibenden feſtgeſetzt werden. Der von den nichtgewerbetreibenden Arbeit⸗ 
gebern (Abſ. 2 b) zu zahlende Schulbeitrag beträgt für jeden von ihnen beſchäftigten Arbeiter und 
Angeſtellten jährlich mindeſtens drei Reichsmark, darf aber den Betrag nicht überſchreiten, der 
ſich aus der Teilung des durch Schulbeiträge aufzubringenden Betrags der Unterhaltungskoſten 
durch die Zahl der Arbeiter und Angeſtellten in der Gemeinde (dem Gemeindeverband) ergibt. 


(6) Die Gemeinden (Gemeindeverbände) können eine andere als die im Abſ. 4 für die Er⸗ 
hebung der Schulbeiträge vorgeſehene Form durch Satzung beſtimmen; dabei iſt aber eine Mehr⸗ 
belaſtung der Berufsſchulpflichtige beſchäftigenden Arbeitgeber nicht zuläſſig. Die Höhe der auf 
Grund der Satzung zu entrichtenden Schulbeiträge wird durch Beſchluß der Gemeinde (des 
Gemeindeverbandes) feſtgeſetzt. Die Satzung bedarf der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes. 


(7) Vor der Beſchlußfaſſung über die Höhe des Zuſchlags zu den Grundbeträgen der 
Gewerbeſteuer (Abſ. 5), vor dem Erlaſſe der Satzung und vor der Beſchlußfaſſung über die Höhe 
der Schulbeiträge auf Grund dieſer (Abſ. 6) find die Induſtrie⸗ und Handelskammer ſowie die 
Handwerkskammer zu hören. Sie können die Abgabe des Gutachtens auf von ihnen beſtimmte 
örtliche Vertretungen übertragen. Der Miniſter für Handel und Gewerbe kann rechtsverbindliche 


Beſtimmungen darüber erlaſſen, welche Unterlagen den Induſtrie- und Handelskammern ſowie den 


Handwerkskammern zu übermitteln ſind, und die Friſten feſtſetzen, innerhalb deren die Ver⸗ 
handlungen zwiſchen den Gemeinden (Gemeindeverbänden) und den Induſtrie- und Handels⸗ 
kammern ſowie den Handwerkskammern zu führen ſind. 


(8) Die Schulbeiträge ſind Abgaben im Sinne des Kommunalabgabengeſetzes vom 15. Juli 
1893 (Geſetzſamml. S. 152) und des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes vom 23. April 1906 
(Geſetzſamml. S. 159). Die Abwälzung der Schulbeiträge auf die Jugendlichen oder deren geſetz⸗ 
liche Vertreter iſt unzuläſſig. i f 


(9) Die Schulbeiträge der Gewerbetreibenden, die für ihre jugendlichen Arbeiter oder 
Angeſtellten oder für einen Teil von dieſen eigene, von der Schulaufſichtsbehörde als Erſatz der 
Berufsſchule anerkannte Schulen (Werkſchulen) unterhalten, ſind nach vom Miniſter für Handel 
und Gewerbe zu erlaſſenden Beſtimmungen zu ermäßigen. 

(0) Beſucht ein Pflichtſchüler eine Berufsſchule außerhalb feines Arbeitsbezirkes, fo hat die 
Arbeitsgemeinde (der Gemeindeverband, in dem die Arbeitsſtätte liegt), falls Schulbeiträge erhoben 
werden, den auf den Pflichtſchüler entfallenden Anteil an dem Geſamtbetrage der Schulbeiträge 
an die Gemeinde des Schulorts (den Gemeindeverband, in dem der Schulort liegt) abzuführen; die 
Gemeinde des Schulorts (der Gemeindeverband, in dem die Schule liegt) kann hierauf verzichten. 


ö 
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Erhebt die Arbeitsgemeinde (der Gemeindeverband, in dem die Arbeitsſtätte liegt) keine Schul⸗ 
beiträge, ſo kann die Schulgemeinde (der Gemeindeverband, in dem die Schule liegt) von dem 
außerhalb ihres Bezirkes wohnenden Arbeitgeber einen dem Schulgeld (Abſ. 11) entſprechenden 
Betrag als Schulbeitrag erheben. 


(11) Von den Schülern, die den für die Pflichtſchüler vorgeſehenen Unterricht beſuchen, ohne 
durch Satzung oder eine auf Grund der Reichsgewerbeordnung erlaſſene Beſtimmung dazu ver⸗ 
pflichtet zu ſein, iſt ein Schulgeld zu erheben, das, nach Wochenſtunden berechnet, den auf einen 
Schüler entfallenden Durchſchnittsſatz der Schulbeiträge nicht überſteigen darf. Von auswärtigen 
Schülern kann ein höheres Schulgeld erhoben werden. 


C. Staatszuſchüſſe 
§ 17. 


(1) Zur Gewährung von Zuſchüſſen ſtellt der Staat durch den Staatshaushalt einen Betrag 
bereit, der nach der Zahl der Schulpflichtigen zu bemeſſen ift und mindeſtens zwanzig Reichsmark 
für jeden Schulpflichtigen beträgt. 


(2) Von dieſem Betrage können zehn vom Hundert zur Gewährung von Baukoſtenzuſchüſſen 
verwendet werden. Über die Verwendung des verbleibenden Betrags entſcheidet der Miniſter 
für Handel und Gewerbe im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. Die Grundſätze für die 
Verwendung dieſes Betrags werden von den beteiligten Miniſtern feſtgeſetzt. 


(8) Vorausſetzung für die Gewährung von Staatszuſchüſſen iſt, daß die Einrichtungen und 
Lehrpläne der Schulen den Beſtimmungen des Miniſters für Handel und Gewerbe entſprechen. 


III. Anſtellung und Verſetzung der Lehrperſonen. 
§ 18. 


(1) Die Lehrperſonen werden von den Schulträgern für den Berufsſchuldienſt ihrer Bezirke 
planmäßig auf Lebenszeit unter Ausfertigung einer Ernennungsurkunde angeſtellt. 


(2) Sind an den Schulen eines Schulträgers vier oder mehr planmäßige Stellen vorhanden, 
ſo hat die Schulaufſichtsbehörde das Recht, für jede vierte zu beſetzende Stelle die Lehrperſon zu 
benennen, mit der ſie beſetzt werden ſoll. Dieſe Lehrperſon iſt von dem Schulträger ſpäteſtens zum 
nächſten Vierteljahrserſten anzuſtellen, nachdem ihm Gelegenheit gegeben iſt, beſtehende Bedenken 
geltend zu machen. Erklärt die Schulaufſichtsbehörde nicht innerhalb eines Monats, nachdem die 
Mitteilung des Schulträgers über das Freiwerden der Stelle bei ihr eingegangen iſt, von ihrem 
Benennungsrechte Gebrauch zu machen, ſo ſteht dem Schulträger die Auswahl der anzuſtellenden 
Lehrperſon unbeſchadet der Beſtätigung gemäß Abſ. 4 frei. 


(3) Planmäßig angeſtellte Lehrperſonen, die von einem anderen Schulträger berufen werden, 
erhalten die Umzugskoſten erſtattet, über deren Höhe der Miniſter für Handel und Gewerbe im 
Einvernehmen mit dem Finanzminiſter beſtimmt. 


(4) Die Anſtellung der Lehrer und Lehrerinnen bedarf der Beſtätigung der Schulaufſichts⸗ 
behörde, die der Leiter und Leiterinnen, der Stellvertreter und Stellvertreterinnen und der Fach⸗ 
vorſteher und Fachvorſteherinnen der des Miniſters für Handel und Gewerbe. 

(6) Für das Diſziplinarverfahren und die Zurruheſetzung ohne Zuſtimmung der Lehrperſon 
finden die für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Beſtimmungen Anwendung. 


| § 19. 
(1) Der Minifter für Handel und Gewerbe kann Lehrperſonen aus dienſtlichen Gründen im 
Einvernehmen mit dem bisherigen Schulträger verſetzen. 


98 Preuß. Geſetzſammlung 1928. Nr. 17, ausgegeben am 20. 4. 28. 


() Bei ſolchen Verſetzungen in einen anderen Ort wird eine Vergütung für Umzugskoſten 
gewährt, über deren Höhe der Miniſter für Handel und Gewerbe im Einvernehmen mit dem Finanz: 
miniſter beſtimmt. 

(3) Wird die Verſetzung vom Schulträger veranlaßt, jo hat dieſer die Koſten des Umzugs 
allein zu tragen. In allen anderen Fällen tragen der Staat und der die Lehrperſon abgebende 
Schulträger je die Hälfte. Der Staat leiſtet ſeinen Beitrag aus den für Zuſchüſſe (§ 17) bereit- 
geſtellten Mitteln. 


IV. Übergangs: und Schlußbeſtimmungen. 
§ 20. 


(1) Die bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes im Amte befindlichen hauptamtlichen, planmäßig 
angeſtellten Lehrperſonen mit den Bezügen der alten Beſoldungsgruppen 2, 3 und 4 ſowie der 
alten Beſoldungsgruppe A 8 der Beſoldungsordnung für die planmäßigen unmittelbaren Staats⸗ 
beamten erhalten ihr um vier Jahre verbeſſertes Beſoldungsdienſtalter, Lehrperſonen mit den 
Bezügen der alten Beſoldungsgruppe A 7 ihr bisheriges Beſoldungsdienſtalter, im günſtigſten Falle 
ein ſolches von vierzehn Jahren. 

(2) Waren die bisherigen Dienſtbezüge einer Lehrperſon nach dem Stande vom 
30. September 1927 höher als die ihr auf Grund dieſes Geſetzes zuſtehenden, jo tft der Unterſchieds— 
betrag als ruhegehaltsfähiger Zuſchuß bis zu dem Zeitpunkte weiter zu gewähren, an dem der 
Unterſchied durch Steigen der neuen Dienſtbezüge ausgeglichen wird. Hierbei bleiben außer 
Rechnung: g 

a) neu zu gewährende Kinderbeihilfen; 

p) Erhöhungen des Wohnungsgeldzuſchuſſes inſoweit, wie fie lediglich infolge der Hinauf⸗ 

ſetzung eines Ortes in eine höhere Ortsklaſſe oder der Verſetzung an einen Ort einer 
höheren Ortsklaſſe eintreten. 


(3) Leiter und Leiterinnen, die nach S 1 Abi. 5 des Gewerbe- und Handelslehrer— 
dienſteinkommensgeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung vom 17. Oktober 1922 (Geſetzſamml. 
S. 319) in die alte Beſoldungsgruppe 3 eingereiht find, erhalten die Bezüge der neuen Beſoldungs⸗ 
gruppe 2. Leiter und Leiterinnen von Schulen, die nach § 1 Abſ. 6 a. a. O. als beſonders große 
Schulſyſteme anerkannt worden ſind, erhalten die Bezüge der neuen Beſoldungsgruppe 1. 

(4) Die am 30. September 1927 im Amte geweſenen Leiter und Leiterinnen mit den 
Bezügen der alten Beſoldungsgruppe 4 erhalten den Wohnungsgeldzuſchuß nach der Tarifklaſſe III. 

(5) Das Anwärterdienſtalter der zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes im Amte be⸗ 
findlichen nicht planmäßigen, vollbeſchäftigten Lehrperſonen wird um zwei Jahre verbeſſert. Ihnen 
wird bei der erſten planmäßigen Anſtellung die Zeit in nichtplanmäßiger Amtstätigkeit im Berufs⸗ 
ſchuldienſte zwiſchen dem Beginne des Anwärterdienſtalters und der erſten planmäßigen An⸗ 
ſtellung auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet, ſoweit ſie ſieben Jahre überſteigt. Im übrigen 
rücken ſie wie die hauptamtlichen, planmäßig angeſtellten Lehrperſonen weiter im Grundgehalt auf; 
hierbei bleibt die in Satz 1 erfolgte Verbeſſerung des Anwärterdienſtalters außer Betracht. Daneben 
erhalten dieſe nichtplanmäßigen, vollbeſchäftigten Lehrperſonen den ihrer Vergütungsſtufe ent 
ſprechenden Wohnungsgeldzuſchuß. 

§ 21. 


(1) Anderungen der durch dieſes Geſetz geregelten Dienſtbezüge ſowie der Ruhegehälter, 
Wartegelder und Hinterbliebenenbezüge, ebenſo Anderungen der Einreihung der Lehrperſonen in 
die Beſoldungsgruppen können durch Geſetz erfolgen. 


(2) Werden Lehrer oder Verſorgungsberechtigte durch eine ſolche Anderung hinſichtlich der 


im Abſ. 1 genannten Bezüge oder hinſichtlich ihrer Einreihung in die Beſoldungsgruppen mit 


rückwirkender Kraft ſchlechter geſtellt, ſo ſind die Unterſchiedsbeträge nicht zu erſtatten. 
(3) In allen übrigen Fällen ſind zuviel erhobene Dienſtbezüge, Ruhegehälter, Wartegelder 
und Hinterbliebenenbezüge, auch ſoweit eine Bereicherung nicht mehr vorliegt, zurückzuzahlen. 
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8 22. 


Alle den Vorſchriften dieſes Geſetzes entgegenſtehenden Beſtimmungen werden aufgehoben. 


§ 23. 

(1) Dieſes Geſetz tritt, § 16 ausgenommen, mit Wirkung vom 1. Oktober 1927 an, 
§ 16 am 1. April 1928 in Kraft. 5 

(2) Mit der Ausführung des Geſetzes werden der Miniſter für Handel und Gewerbe und 
der Finanzminiſter beauftragt. Sie ſind ermächtigt, in Ausnahmefällen eine von den vorſtehenden 
Geſetzesbeſtimmungen abweichende Regelung zuzulaſſen, ſofern die beſondere Lage der Verhältniſſe 
es geboten erſcheinen läßt. 

(3) Die Ausführungsbeſtimmungen find dem Landtage vorzulegen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 16. April 1928. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. Schreiber. 


(Nr. 13340.) Geſetz über die Feſtſetzung der Gemeindewahlen. Vom 18. April 1928. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
§ 1. 


Die Gemeindevertretungen der Städte und Landgemeinden ſowie die Amtsvertretungen in 
der Rheinprovinz und der Provinz Weſtfalen ſind bis zum 31. Dezember 1928 neu zu wählen. 


8 2. 
(1) Auf Städte und Landgemeinden, deren Gemeindevertretungen nach dem 1. Juli 1927 
neu gewählt ſind, findet § 1 keine Anwendung. 
(2) Das gleiche gilt für Städte und Landgemeinden, für welche durch Sondergeſetz eine Friſt 
geſetzt worden iſt, innerhalb welcher Neuwahlen zu den Gemeindevertretungen vorzunehmen ſind. 


§ 3. 

(1) Die Dauer der Wahlzeit beträgt für ſämtliche Gemeindevertretungen, Amtsvertretungen 
und Vertretungen der Kirchſpielslandgemeinden vier Jahre. Würde die Wahlzeit hiernach nicht 
früher als zwölf Monate vor dem Ablauf der allgemeinen Wahlzeit ($ 1 in Verbindung mit Satz J) 
endigen, ſo findet die Neuwahl erſt gleichzeitig mit den allgemeinen Neuwahlen ſtatt. Erſtmalig 
findet dies auf die gemäß § 15 des Gemeindewahlgeſetzes vom 9. April 1923 in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 12. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 99) betroffenen Gemeindevertretungen 
mit der Maßgabe Anwendung, daß als Ablauf der allgemeinen Wahlzeit der 1. Oktober 1928 gilt. 

(2) Das Staatsminiſterium iſt ermächtigt, für die allgemeinen Neuwahlen ($ 1 in Ver⸗ 
bindung mit Abſ. 1 Satz 1) den Wahltag zu beſtimmen. 


8 4. 
Nach jeder Neuwahl der Gemeindevertretungen ſind die gewählten Mitglieder aller Ge⸗ 
meindedeputationen und Kommiſſionen neu zu wählen. 
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. 8 5. 
Im Geltungsbereich der Städteordnung für die Provinz Schleswig⸗Holſtein werden fortan 
die unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder nur von den gewählten Mitgliedern der Gemeinde⸗ 
vertretung gewählt. 


ö i 8 6. 
ss 12, 19 und 20 des Gemeindewahlgeſetzes vom 9. April 1923 in der Faſſung der Be⸗ 
kanntmachung vom 12. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 99) finden Anwendung. 


J 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


§ 8. 
Der Miniſter des Innern erläßt die zur Ausführung dieſes Geſetzes nötigen Anweiſungen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 18. April 1928. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Grzeſinſki. 


(Nr. 13341.) Verordnung über Betriebskoſten in der geſetzlichen Miete. Vom 14. April 1928. 


Auf Grund der SS 21 und 22 des Reichsmietengeſetzes vom 24. März 1922 (Reichsgeſetzbl. 
S. 273) ſowie der 88 2 und 8 des Geſetzes über den Geldentwertungsausgleich bei bebauten 
Grundſtücken vom 1. Juni 1926 (Reichsgeſetzbl. I S. 251) wird folgendes angeordnet: 


8 1. 

Die Umlegung des Waſſergeldes auf die Mieter iſt nur zuläſſig, wenn der Vermieter vor 
dem Mietzahlungszeitpunkte die geſetzliche Miete für den betreffenden Mietzahlungsabſchnitt 
entſprechend der Verordnung des Miniſters für Volkswohlfahrt vom 25. Juni 1924 (Geſetzſamml. 
S. 570) gekürzt hat. f 

82. / 

(1) Wurden die im $ 21 der Verordnung über die Mietzinsbildung in Preußen vo 
17. April 1924 (Gefekfamml. S. 474) in Verbindung mit Nummer X zu 2, 3 und 6 der Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen zum Reichsmietengeſetz vom 4. Auguſt 1923 (Geſetzſamml. S. 328) 
bezeichneten Betriebskoſten am 1. Juli 1914 von der Gemeinde getragen und erhebt die Gemeinde 
nach dieſem Zeitpunkte für die genannten Betriebskoſten vom Vermieter Gebühren, ſo erhöht ſich 
die geſetzliche Miete in der Gemeinde um einen der jeweiligen Höhe dieſer Gebühren entſprechenden 
Hundertſatz der reinen Friedensmiete. 

(2) Den Hundertſatz hat die Gemeindebehörde allgemein zu beſtimmen. 

Berlin, den 14. April 1928. 

(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 

Braun. Hirtſiefer. 
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